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1.
Zur Lage

Das Ergebnis der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt ist schlecht. Es ist ein landespolitisches Ergebnis und muss auch so bewertet werden.

Dennoch erschwert es unsere Ausgangsposition für die Bundestagswahl. 

Heute vor 30 Jahren hatten wir ebenfalls eine schwierige Situation: Mit dem Austritt eines FDP-Abgeordneten hat die sozial-liberale Regierungskoalition von Willy Brandt ihre Bundestagsmehrheit verloren. Im Herbst des gleichen Jahres hat sie die Bundestagswahl überzeugend gewonnen.

Bundespolitisch ist der Absturz von Stoiber in der Stimmung und in den Umfragen wichtig und bemerkenswert. 

Auch das zeigt: Es ist nichts entschieden, wir haben eine Chance und wir werden sie nutzen.

Die Bundesregierung hat auf das schreckliche Attentat von Djerba besonnen und überlegt reagiert. Zum aktuellen Stand der Entwicklung und der Ermittlungen wird mündlich informiert. 

Wir arbeiten solide und konzentriert weiter. 

Unser Sacharbeitsprogramm dieser Woche ist groß und enthält viele Punkte, die wir offensiv darstellen können und müssen: 

· Wir setzen das Verbot von Studiengebühren um

· Wir beschließen das Tariftreuegesetz

· Wir schaffen steuerliche Verbesserungen für Alleinerziehende 

· Wir schließen die Neugestaltung des Stiftungsrechtes mit dem zivilrechtlichen Teil ab

· Wir handeln in Sachen innere Sicherheit: Wir verabschieden die Neuregelung des § 129b des Strafgesetzbuches, wir verabschieden das Gesetz zur Regelung der privaten Sicherheitsdienste und ein neues Waffenrecht. 

· Wir schaffen eine Verbesserung beim Mutterschutz.

· Wir bringen eine weitere Initiative zur Sicherung der Buchpreisbindung ein 

· Wir setzen die Bundestagsentscheidung zum Stammzellenimport in 
2. und 3. Lesung um.

2.
Zur wirtschaftlichen Situation
Deutschland hat die wirtschaftliche Talfahrt überwunden. Früher als von vielen erwartet befindet sich Deutschland wieder im konjunkturellen Aufwind.

Die Meldungen zum Frühjahrsgutachten der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute sind irreführend. Sie reduzieren ihre alte Prognose vom Herbst 2001 und liegen mit ihrer neuen schon wieder höher als die aktuellen Prognosen anderer und auch der Bundesregierung.

Der Ifo-Geschäftsklimaindex, der über die Stimmungslage der Wirtschaft Aufschluss gibt, ist im März zum wiederholten Mal gestiegen. In den alten Bundesländern sogar deutlich von 100,1 auf 106,3 Punkte. Einen solchen starken Anstieg gab es zuletzt im Anschluss an die Asienkrise von 1999. 

Auch in den neuen Bundesländern besteht Anlass zum Optimismus. Nach dem Institut für Wirtschaftsforschung in Halle wird die ostdeutsche Industrieproduktion im Verlauf dieses Jahres an Schwung gewinnen und im Jahr 2003 wieder hohe Zuwachsraten aufweisen.

Die positive konjunkturelle Entwicklung schlägt sich nicht sofort auf dem Arbeitsmarkt nieder. Aber bereits die Arbeitslosenzahlen im März sind niedriger geblieben, als von manchen Fachleuten erwartet. Im März 2002 ist die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland im Vergleich zum Februar um 140.000 auf 4,156 Mio. gesunken. Zum Vergleich: Vor einem Jahr ist die Arbeitslosigkeit im gleichen Zeitraum um 113.000 zurückgegangen. 

Und gegenüber März 1998 ist die Zahl der Arbeitslosen um 467.000 gesunken. Die aktuelle Arbeitslosenquote ist auf 10 % zurückgegangen. Saisonbereinigt ist die Arbeitslosigkeit erstmals seit Monaten gesunken. Experten bewerten die Abnahme der Arbeitslosigkeit im Monat März 2002 als ersten Erfolg des Job-AQTIV-Gesetzes.

Trotzdem: Wir geben uns mit der Lage auf dem Arbeitsmarkt nicht zufrieden. Durch den weltweiten Abschwung, der sich nach dem 11. September 2001 noch verstärkt hat, ist der von uns angegangene Abbau der von der Regierung Kohl hinterlassenen hohen Arbeitslosigkeit ins Stocken geraten. Eines sollte aber immer wieder erwähnt  werden: Ohne die verlässliche Wirtschafts- und Finanzpolitik hätten wir eine noch viel höhere Arbeitslosigkeit zu verzeichnen gehabt. Mit unserer Politik, die sich auf Wachstum, Investitionen und Innovation und auf mehr Beschäftigung konzentriert, konnten wir seit 1998 die Zahl der Erwerbstätigen um nahezu 1,2 Mio. Erwerbstätige auf fast 38,8 Mio. (Jahresdurchschnitt 2001) steigern.

3.
Wo Stoiber draufsteht ist Kohl und Waigel drin
Der Kandidat ist nach 100 Tagen profil- und aussagelosen Kandidatendaseins in den Umfragen deutlich abgestürzt und dies hat die Union durcheinander gebracht. Stoiber hat als Kandidat in der Bevölkerung deutlich an Vertrauen verloren. Er hat auch bei den führenden Vertretern der Wirtschaft deutlich an Zustimmung verloren.

Kein Wunder: Der Kandidat hat sich zur Familienpolitik geäußert, bisherige Konzepte der Union zurückgenommen und dennoch ein konzeptionelles Knäuel präsentiert, das weder in sich schlüssig, noch finanziert und finanzierbar ist. 

Zur Gesundheitspolitik fällt der Union offensichtlich nichts anderes ein, als die Patienten mit Eigenbeteiligung zur Kasse zu bitten. 

Stoibers zaghafte steuerpolitischen Vorschläge sind sofort auf heftige Kritik in der Wirtschaft gestoßen. Der Aufsichtsratsvorsitzende der Deutschen Bank, Hilmar Kopper, hat Stoibers Vorschläge als unverständlich bezeichnet. 

Sogar in der CSU regt sich Widerspruch, und Stoibers Minister sind offen unzufrieden. 

Die neuesten Meldungen über mögliche Inhalte des Wahlprogramms der Union zur Steuerpolitik zeigen, dass sie zu ihrer alten Linie zurückkehrt: Steuersenkungen versprechen und gleichzeitig Mehrausgaben in anderen Bereichen fordern. Dieser Weg ist schon einmal beschritten worden und hat die Bundesrepublik in die Verschuldung und in einen großen Reformstau geführt. 

Es steht Stoiber drauf und es ist Kohl und Waigel drin. 

4.
Zu unserer Bilanz in Sachen Steuergerechtigkeit
Die kleine Bilanz unser Politik für Arbeitnehmer, die dem letzten politischen Bericht beigefügt war, und die Bilanz unserer Politik für mehr Steuergerechtigkeit, die diesem Bericht beigefügt ist, zeigen, dass wir am 
1. Mai sehr offensiv argumentieren können: Wir haben viel für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erreicht und auch große Schritte in Richtung mehr Steuergerechtigkeit getan. 

Wieder für mehr Steuergerechtigkeit zu sorgen und kleine und mittlere Einkommen und den Mittelstand finanziell spürbar zu entlasten, sind die zentralen Ziele unserer Steuerpolitik. Wir haben über 70 Abschreibungs-möglichkeiten bzw. Steuerschlupflöcher geschlossen und damit zu mehr Steuergerechtigkeit beigetragen. Einkommensmillionäre können sich nicht mehr, wie noch unter Helmut Kohl, auf Null armrechnen und sich ihrer gesellschaftlichen Verantwortung entziehen. Die neu eingeführte Mindeststeuer ist dafür ein wichtiges Instrument.

5.
Zum Berufsbildungsbericht
In der letzten Woche hat das Bundeskabinett den Berufsbildungsbericht verabschiedet. Der Bericht zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind, es aber immer noch deutliche regionale Unterschiede auf dem Ausbildungsmarkt gibt. 

Im letzten Ausbildungsjahr ist bundesweit die Zahl der nicht vermittelten Bewerber gegenüber 1998 um rd. 43% gesunken. Dagegen ist die Angebots-Nachfrage-Relation im vergangenen Jahr weiter auf 100,6 Ausbildungsplätze pro 100 Nachfragenden gestiegen. Im letzten Regierungsjahr Kohls lag die Relation noch bei 98,1. Im Klartext heißt das, dass sich die Ausbildungschancen für Jugendliche in unserer Regierungszeit deutlich verbessert haben. 

Gleichzeitig zeigt der Bericht, dass wir mit der Modernisierung der Berufsausbildung weit vorangekommen sind. In den letzten drei Jahren haben wir 43 Ausbildungsberufe modernisiert und 10 neue geschaffen. Zum 
1. August 2002 kommen weitere 8 neue und 11 modernisierte Ausbildungsordnungen hinzu.

6.
Zum Thema Naher Osten
Auch nach dem Ende der Nahost-Mission des amerikanischen Außenministers Powell sind eine Deeskalation der Gewalt oder gar ein Waffenstillstand in der Region nicht absehbar. Der schreckliche Terror und die Selbstmordattentate der Palästinenser fordern immer neue unschuldige israelische Opfer, während das fortdauernde militärische Vorgehen Israels in den palästinensischen Gebieten und Städten nicht nur Terroristen trifft, sondern auch und unvertretbar häufig zivile Opfer und Schäden in Kauf nimmt. 

Dringend erforderlich sind jetzt vereinte internationale Bemühungen, die vertrauensschaffende Initiativen auf den Weg bringen können. Das geht aber nur, wenn einerseits Arafat ohne Hintergedanken eindeutig und mit praktischer Konsequenz den Terror und die Selbstmordattentate verurteilt und dort, wo er Einfluss hat (z. B. Al-Aqsa-Brigaden), diese unterbindet, und wenn andererseits sich das israelische Militär aus den palästinensischen Gebieten zurückzieht und Scharon die Taktik der massiven militärischen Vergeltungen aufgibt.

Vor diesem Hintergrund sind die verstärkten Bemühungen der USA zu begrüßen, ihre Einflussmöglichkeiten zu nutzen, um die Gewaltspirale zu durchbrechen und die Rückkehr zu einem politischen Dialog zu ermöglichen.

Wir unterstützen die vereinten Bemühungen von USA, EU, Rußland und den Vereinten Nationen. 

Ausdrücklich möchte ich die Nahost-Politik der Bundesregierung loben, die durch ihre bedachte und verantwortungsvolle Politik nie Zweifel an unserer Freundschaft mit Israel aufkommen ließ, ohne dabei die berechtigten Anliegen der Palästinenser aus den Augen zu verlieren. Nur auf diese Weise konnten die verschiedenen Bemühungen des Bundeskanzlers und des Bundesaußenministers international und bei den Konfliktparteien auf Gehör stoßen. Daher begrüße ich auch die jüngste Initiative von Außenminister Fischer, mit seinem Ideenpapier neue Anstöße für eine politische Perspektive und für eine Befriedung der Region geben zu wollen. Sein 7-Punkte-Vorschlag ist ein realistischer Stufenplan, dem wir alle unsere außenpolitischen Anstrengungen gegenüber dem Nahen Osten widmen sollten.

7.
Zur Nachhaltigkeitsstrategie

Nachhaltige Entwicklung ist der Schlüssel für ein zukunftsfähiges Deutschland. Die Bundesregierung hat daher eine nationale Nachhaltigkeitsstrategie erarbeitet und diese am 17. April 2002 im Bundeskabinett beschlossen. 

Damit wird eine zentrale Verpflichtung der Agenda 21 von Rio 1992 eingelöst, die unter der Regierung Kohl lange verschleppt wurde, und es wird ein zentrales Projekt sozialdemokratisch geprägter sozial-ökologischer Reformpolitik umgesetzt.

Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie ist eine ausgewogene Balance zwischen den Bedürfnissen der heutigen Generation und den Lebensperspektiven künftiger Generationen. Nachhaltigkeit zieht sich als roter Faden durch alle Bereiche unserer Reformpolitik.

Und: Nachhaltigkeit ist eine Modernisierungsstrategie. In der Nachhaltigkeitsidee steckt ein enormes Innovationspotenzial für Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft, das mit der Nachhaltigkeitsstrategie erschlossen werden soll.

Die Nachhaltigkeitsstrategie umfasst im Wesentlichen vier Elemente: eine Definition des Leitbildes, eine Darstellung des Prozesses der Strategieentwicklung, ein Managementkonzept zur Überprüfung und Weiterentwicklung der Strategie und ein ausführliches Kapitel zu den thematischen Schwerpunkten.

Eine detaillierte Zusammenfassung über unsere Strategie für eine nachhaltige Entwicklung ist im Anhang zu finden.

8. 
Zum Tariftreuegesetz

Wir verabschieden in dieser Woche unseren Gesetzentwurf zur tariflichen Entlohnung bei öffentlichen Aufträgen (Tariftreuegesetz).

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass für öffentliche Bauaufträge und Ausschreibungen im ÖPNV nur Firmen in die Auswahl kommen, die das Lohnniveau des Tarifgebietes einhalten.

Damit sollen Wettbewerbsverzerrungen verhindert werden, die durch den massiven Einsatz von Niedriglohnkräften entstehen und insbesondere in tarifgebundenen mittelständischen Unternehmen Arbeitsplätze gefährden.

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf die Einrichtung eines Registers über Unternehmen vor, denen schwere Verfehlungen - wie beispielsweise illegale Beschäftigung, Schwarzarbeit oder Verstöße gegen die Tariftreueregelung - nachgewiesen werden (Anti-Korruptionsregister). Diese Unternehmen sollen in Zukunft von der Vergabe öffentlicher Aufträge einfacher ausgeschlossen werden können. 

Die ostdeutschen Interessen sind in diesem Gesetzentwurf mit einem Stufentarif berücksichtigt: Ab Inkrafttreten des Gesetzes ist für alle Unternehmen die Einhaltung von 92,5% des Tarifniveaus, ab 1. Januar 2003 95%, ab 1. Januar 2004 97% und erst ab dem 1. Januar 2005 100% vorgeschrieben. 

Eine solide und tragfähige Lösung.

9.
Zum Thema innere Sicherheit
Wir verabschieden in dieser Woche drei Gesetze mit wichtigen Regelungen für den Bereich der inneren Sicherheit. 

Mit dem Strafrechtsänderungsgesetz werden die Möglichkeiten zur Verfolgung ausländischer Terroristen verbessert.

Das private Sicherheitsgewerbe erhält klare und verbindliche Richtlinien und Rahmenbedingungen.

Das neue Waffenrecht trägt zu mehr Sicherheit bei, ohne die Belange der Sportschützen zu beeinträchtigen. Hier ist nach vielen Gesprächen und intensiven Beratungen eine vernünftige Lösung gefunden worden.

10. Zum Thema Alleinstehende und Steuern

In dieser Woche werden wir in 2. und 3. Lesung die Neuregelungen bei der Besteuerung von Alleinerziehenden beschließen. Das Gesetz sieht vor, dass die Steuerklasse II bis zum Jahr 2005 für alle Alleinerziehenden gilt, also auch für die sog. Neufälle, die in diesem Jahr hinzugekommen sind.

Wir haben damit für alle Alleinerziehenden eine vernünftige und gerechte Regelung getroffen.

11.
Der Freistaat Bayern und die Kommunen
Die bayerische Staatsregierung stellt sich in der Öffentlichkeit gerne als guter und verlässlicher Partner von Städten und Gemeinden dar. Die Fakten sprechen dagegen eine andere Sprache. Bayern saniert seinen Landeshaushalt auf Kosten der bayerischen Städte, Gemeinden und Landkreise. Mit über 6 Mrd. DM steht die bayerische Landesregierung bei ihren Kommunen inzwischen in der Kreide und treibt sie damit in die Schuldenfalle. In keinem der alten Bundesländer sind in den letzten Jahren die kommunalen Schulden so stark gestiegen wie im Freistaat. 

In der Anlage findet ihr einige interessante Fakten, die zeigen, wie Bayern mit seinen Kommunen umgeht. 

Eine solche Politik darf auf Bundesebene nicht stattfinden.

12.
Zur Enquete Demographischer Wandel
Wir beraten in dieser Woche den Abschlussbericht der Enquete-Kommission Demographischer Wandel, die insgesamt über drei Legislaturperioden gearbeitet hat. Arne Fuhrmann, dem ich an dieser Stelle für seine Arbeit ausdrücklich danke, hat diese Arbeit über die ganze Zeit hin betreut und mitgestaltet. 

Die Ergebnisse der Enquete werden uns sicherlich ebenfalls sehr lange beschäftigen, denn sie betreffen Änderungen in unserer Gesellschaft, die sich auf die Politik, ihre Handlungsmöglichkeiten und die Handlungserfordernisse sehr grundlegend auswirken werden.

13. 
Revision einer Einschätzung

Günter Grass, ein langjähriger und nahestehender, aber auch kritischer Begleiter sozialdemokratischer Arbeit hat sich in einem Buchbeitrag zu Gerhard Schröder geäußert:

„Und dann hat es mich doch überrascht, wie er in relativ kurzer Zeit in die Aufgabe des Bundeskanzlers hineingewachsen ist, auch in die Außenpolitik. Das hätte ich so schnell nicht erwartet.“

Ihr findet den gesamten Text in der Anlage.

